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Vorwort 
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besondere Finanzwissenschaft entstanden ist und an der Universität Bamberg 
als schriftliche Habilitationsleistung angenommen wurde. 

Mein Dank gilt allen, die mit Anregungen, Hinweisen, Kommentaren und 
Gutachten meine Beiträge zur Theorie der fiskalischen Externalitäten befruch­
tet und begleitet haben. Besonders hervorheben möchte ich Mick Keen, Bev 
Dahlby, Bernd Hayo und die Referenten der diesem Werk zugrundeliegenden 
Schrift Heinz-Dieter Wenzel, Ulrich Meyer und Alfred Maußner. 
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Kapitel 1 

Einleitung 

Die Aufgabe der Theorie der Finanzpolitik besteht zum einen darin, die Wir­
kung der vielfältigen finanzpolitischen Instrumente auf ökonomische Prozesse 
und Zustände sowie auf das Wohlergehen der Wirtschaftssubjekte zu untersu­
chen und vor dem Hintergrund allgemein akzeptierter Werturteile zu bewer­
ten. Dieser Anforderung hat sich die Finanzwissenschaft gestellt, was zu einer 
umfangreichen partial- und totalanalytischen finanzpolitischen lnzidenzana­
lyse und normativen Theorie der Finanzpolitik führte. Daß die erfolgreiche 
Untersuchung finanzpolitischer Instrumente auch die Verpflichtung zur Ent­
wicklung neuer Werkzeuge beinhaltet, hat sich beispielsweise in der Theorie 
des Mechanismusdesigns gezeigt, die auch in finanzwissenschaftlichen Pro­
blemstellungen ihren Niederschlag fand. 

Zum anderen aber hat sich die Theorie der Finanzpolitik auch den institu­
tionellen Rahmenbedingungen zu widmen, unter denen finanzpolitische Ent­
scheidungen vorbereitet, getroffen und umgesetzt werden. Dieser Komplex 
beinhaltet neben anderem die grundsätzlichen Regeln, die einen Spielraum 
für staatliches Handeln eröffnen bzw. diesen begrenzen, die Organisation des 
staatlichen Sektors (Legislative, Exekutive und Judikative) und die Mechanis­
men, durch die der staatliche Sektor an den Willen der Staatsbürger gebunden 
wird (z.B. Wahlverfahren). Die (Neue) Ökonomische Theorie der Politik hat 
sich die Institution Staat zum Gegenstand gemacht. Der konstitutionell ori­
entierte Zweig [Buchanan (1975), Brennan und Buchanan (1980), Brennan 
und Buchanan (1985) u.v.m.] befaßt sich vor allem mit den Regeln, die den 
staatlichen Handlungsspielraum umreißen; der Zweig des 'Public Choice' kon­
zentriert sich auf die Wahlverfahren [vgl. Mueller (1989)], und die Bürokra­
tietheorie [Niskanen (1971) u.v.m.] untersucht die Organisation des Staates. 
In jüngerer Zeit hat die Theorie der Transaktionskosten, die insbesondere 
auf asymmetrische Informationsverteilung abstellt, ebenfalls zur Theorie der 
Organisation des Staates beigetragen [vgl. etwa Dixit (1996)] . 

Ein fm1damentales Merkmal der staatlichen Organisation ist der räumliche 
Wirkungsbereich staatlicher Eingriffe und damit der Grad der· Dezentralisie­
rung. Die Aufgaben des Staates umfassen in der auf Musgrave (1959) zurück­
gehenden Formulierung die Förderung der effizienten Verwendung knapper 
Ressourcen (Allokationsaufgabe), falls der Markt hier ungenügende Resulta­
te hervorbringt, das Bemühen um eine gerechte Verteilung der Ressourcen 
(Distributionsaufgabe) und die Sorge um eine stetige und stabile wirtschaftli­
che Entwicklung (Stabilitätsaufgabe). Während der Tausch auf Märkten dar-
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auf basiert, daß die Tauschpartner freiwillig partizipieren, können staatliche 
Stellen im Rahmen der hoheitlichen Funktionen Zwang ausüben (Zwangs­
abgaben, Regulierung etc.). Dieses Recht ist die Grundlage effizienzsteigern­
der und/oder umverteilender Maßnahmen {z.B. der Steuern zur Finanzie­
rung öffentlicher Güter, der Pigou-Steuern, der gesetzlichen Sozialversiche­
rung etc.). 

Inwiefern staatliche Stellen in der Lage sind, die fundamentalen Aufga­
ben des Staates erfolgreich wahrzunehmen, hängt essentiell davon ab, ob 
und inwieweit die Wirtschaftssubjekte sich dem staatlichen Zwang entzie­
hen können. Die grundlegende Eigenschaft von Pauschalsteuern ist gerade, 
daß diese den Steuerpflichtigen den Anreiz nehmen, durch Ausweichhand­
lungen die Steuerschuld zu mindern. Wenn aber das Hoheitsgebiet bzw. die 
Reichweite des steuersetzenden Staates sich nicht über das gesamte poten­
tielle Einsatzgebiet der Steuerbasis bzw. den potentiellen Wirkungsbereich 
des Steuerpflichtigen erstreckt, dann begrenzt dies die Möglichkeit des Staa­
tes, Zwang auszuüben. Wenn von dem Problem der Behandlung zahlungs­
unfähiger Steuerpflichtiger und der Informationsasymmetrie zwischen Steu­
erschuldner und Steuergläubiger abgesehen wird, dann sind an persönliche 
Merkmale anknüpfende Kopfsteuern ein optimales Instrument zur Finanzie­
rung staatlicher Aufgaben. Falls der Steuerpflichtige jedoch durch den Wechsel 
des Wohnsitzes zwischen verschiedenen Gemeinden oder Staaten die Höhe der 
Steuerschuld beeinflussen kann, wird eine dezentral determinierte Kopfsteu­
er aufgrund ihres Einflusses auf die Wanderungsbewegungen zu suboptimalen 
Allokationen führen. In vielen anderen Betätigungsfeldern des Staates, wie der 
Besteuerung mobiler Faktoren, der Umverteilung und der Regulierung besteht 
ebenfalls die Gefahr, daß der Wettbewerb zwischen Staaten bzw. Teilstaaten 
(Systemwettbewerb) ineffiziente Allokationen herbeiführt [Sinn ( 1997 a)]. Es 
stellt sich also die Frage, welcher Zentralisierungsgrad bzw. welche Formen 
der Kooperation selbständiger Staaten und Regionen erforderlich sind, um 
eine derartige Erosion der Fähigkeit der staatlichen Stellen, im Interesse der 
Bürger Zwang auszuüben, zu verhindern. Dieses Problem stellt sich innerhalb 
bestehender Nationalstaaten, aber auch über diese hinausgreifend. 

Die Gefahr des ineffizienten Systemwettbewerbes steht in enger Verbin­
dung mit dem aktuell vielfach diskutierten Phänomen der Globalisierung. Die 
in den letzten Jahren wesentlich gestiegene Mobilität von Kapital, aber auch 
von Arbeit, der Firmen, der zunehmende Welthandel und die steigende Bedeu­
tung des Dienstleistungsangebotes über weltweite elektronische Netzwerke be­
schränken in zunehmendem Maße die Fähigkeit jedes einzelnen Staates, Steu­
ern zu erheben. In den letzten Jahrzehnten verschob sich die Steuerstruktur 
bereits hin zur Besteuerung weniger mobiler Steuerbasen. So ist beispielsweise 
die Bedeutung der Einnahmen aus der Körperschaftsteuer in den Vereinigten 
Staaten von Amerika bzw. der Besteuerung des Kapitals und der Einnahmen 
von Selbständigen in den Ländern der Europäischen Union stark gesunken, 
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wohingegen der durchschnittliche Lolmsteuersatz in Europa gestiegen ist. Je 
mehr Bereiche aber durch internationale Mobilität gekennzeichnet sind, desto 
mehr wird sich die Besteuerung auf wenige immobile Elemente konzentrieren. 
Dieser Trend berührt in hohem Maße auch das Distributionsziel des Staates. 

Die Entscheidung zwischen Dezentralisierung und Zentralisierung bzw. die 
Wahl des richtigen Zentralisierungsgrades ist sowohl in der konstitutionell 
ausgerichteten ökonomischen Theorie der Politik [Brennan und Buchanan 
{1980)] als auch in der wohlfahrtstheoretisch argumentierenden Finanzwis­
senschaft [z.B. Oates {1972), Olson {1969)] diskutiert worden. Erstere betont 
eher den Nutzen der Begrenzung staatlicher Macht, letztere hebt die Ge­
fahren hervor. Der Unterschied ist in divergierenden Vorstellungen von den 
Zielen staatlicher Stellen begründet. Die konstitutionelle Theorie geht davon 
aus, daß auch Wahlen nicht garantieren können, daß die Akteure des Staates 
im gesellschaftlichen Interesse agieren werden. Die wohlfahrtsökonomisch aus­
gerichtete Theorie ist hingegen der Überzeugung, daß die Übereinstimmung 
der Interessen der staatlichen Stellen und der Staatsbürger zumindest in de­
mokratisch verfaßten Gesellschaften ein gutes Proxi der Realität darstellt. 
Die wohlfahrtsmaximierende Regierung hat dieser Richtung zufolge also ih­
ren Platz nicht nur in der normativen Theorie, sondern auch in der positiven 
Theorie - jedenfalls bei einigen Fragestellungen. 

Da aber andererseits politische Dezentralisierung nicht nur Gefahren birgt, 
sondern auch Chancen beinhaltet, wird niemand einer völligen Zentralisierung 
das Wort reden. Niedrigere Kosten in der Informationsbeschaffung, leichtere 
räumliche Differenzierung, Reduzierung der Kosten der Entscheidungsfindung 
und vieles mehr sprechen eine deutliche Sprache für die Dezentralisierung 
vieler staatlicher Kompetenzbereiche. Wenn aber gleichzeitig einige Politik­
bereiche dezentral und andere zentral organisiert werden sollten, dann kann 
auf mehrere staatliche Ebenen nicht verzichtet werden. Die einzige Alternative 
läge in der Kooperation dezentraler Autoritäten. Falls aber dauerhaft komple­
xe, wichtige und administrativ aufwendige Entscheidungen und Maßnahmen 
der Koordination bedürfen, dann wird es nicht bei einer reinen Kooperati­
on dezentral verankerter Regierungen bleiben. Der Mehr-Ebenen-Staat ist die 
Folge. Einige Aufgaben obliegen in einem solchen Staat der zentralen Ebene, 
andere den dezentralen Instanzen. Das wesentliche Charakteristikum födera­
ler bzw. föderativer Staaten ist die simultane Existenz mehrerer Ebenen ei­
genständiger mit hoheitlichen Rechten ausgestatteter Gebietskörperschaften. 
Hinzu kommt, daß das Hoheitsgebiet des Gesamtstaates sich auf den unte­
ren Ebenen (Bundesländer, Gemeinden) auf mehrere Gebietskörperschaften 
aufteilt. 

In föderalen Staaten ist zunächst die Zahl der staatlichen Ebenen, dann der 
räumliche Zuschnitt der Gebietskörperschaften der unteren Ebenen und zu­
dem die Verteilung der Staatsaufgaben auf die diversen Gebietskörperschaften 
festzulegen. 
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In vielen Blllldesstaaten ist insbesondere die räumliche Struktur der Ge­
bietskörperschaften der mittleren Ebene (der deutschen Blllldesländer, der 
Schweizer Kantone, der kanadischen Provinzen bzw. der US-amerikanischen 
Staaten) historisch gewachsen. Wie schwer es ist, diese Struktur zu verändern, 
zeigen die diversen schon im Keim erstickten Versuche, aus den Stadtstaa­
ten und schwach bevölkerten Flächenstaaten im Norden Deutschlands einen 
Nordstaat zu formen. 1 Dennoch bieten flllldamentale historische Einschnit­
te, wie etwa die Vereinigung Deutschlands, Gelegenheit zur regionalen Neu­
gestaltung bzw. zur fundamentalen Neuverteilung der Verantwortlichkeiten 
[Wildasin (1996)] . Auf der Gemeindeebene ist die räumliche Struktur zudem 
weniger sakrosankt. 

Die Entwicklung der Europäischen Union ist - wenn auch nicht aus staats­
rechtlicher Sicht - als die Schaffung einer neuen (quasi) staatlichen Ebene zu 
interpretieren. Die Existenz des direkt gewählten Europäischen Parlamentes 
tllld dessen im Laufe der Jahrzehnte gewachsenen Befugnisse, die weitgehende 
Unabhängigkeit der Europäischen Kommission von den nationalen Regiertlll­
gen sowie die zunehmende fiskalische und ökonomische Bedeutllllg der auf eu­
ropäischer Ebene bestimmten Politik und die permanente Einschränkung des 
Spielraumes der Mitgliedsländer signalisieren, daß hier eine neue Macht ge­
wachsen ist, die sich nur noch in wenigem von einer eigenständigen staatlichen 
Ebene tlllterscheidet. Die Diskussion um ein eigenständiges Besteuertlllgsrecht 
etwa im Bereich der Kapitalbesteuerung tut hier ein übriges. 

Als theoretische Leitlinie für die räumliche Abgrenzllllg der diversen Ge­
bietskörperschaften kann das Prinzip der Fiskalischen Äquivalenz [Olson 
(1969)] dienen, das auf eine räumliche Kongruenz des Nutzllllgsgebietes öffent­
licher Güter und der Steuerzahler tllld Wähler abstellt. 

Von herausragender Bedeutllllg ist in jedem föderalen Gebilde die verti­
kale (und horizontale) Verteilung der staatlichen Kompetenzen. Die Finanz­
verfassung bestimmt, welche staatliche Ebene welche Aufgaben zu erfüllen 
hat, welche Ausgaben sie tätigen muß und welche Einnahmen sie erhält. 
Die Aufgabenverteilung sollte die Vorteile der Zentralisierllllg und der De­
zentralisierllllg ausbalancieren [vgl. etwa Inman tllld Rubinfeld (1992), Bell 
(1989), Casella und Frey (1992)]. Sowohl Vertreter der Ökonomischen Theo­
rie der Politik [Brennan und Buchanan (1983)] als auch Vertreter der wohl­
fahrtstheoretisch orientierten Finanzwissenschaft [Oates (1972), Musgrave 
(1959, 1969, 1983) u.v.m.] haben sich mit dieser Fragestellllllg auseinander­
gesetzt. Umverteilungs- und Stabilisierungsaufgaben werden eher der obe­
ren Ebene zugesprochen [Musgrave (1959)], allokative Aufgaben teilweise 
der unteren Ebene zugestanden, da im Idealfall eine Korrespondenz von 
Nutzungsgebiet öffentlicher Güter und Hoheitsgebiet der Jurisdiktion beste-

1 Den vergeblichen Versuch, Brandenburg und Berlin zu vereinen, auf historische Verwur­
zelung zurückzuführen, erscheint hingegen fragwürdig. 



1 Einleitung 5 

hen sollte (Oates (1972)]. Empfehlungen bezüglich der vertikalen Verteilung 
der Steuergesetzgebungs- und -ertragskompetenz, dem 'Tax assignment' (vgl. 
McLure (1983a)], folgen weitgehend dem Prinzip der fiskalischen Äquivalenz. 
Die von Musgrave (1983), S. 11 formulierten Zuordnungsregeln weisen die Be­
steuerung innerstaatlich mobiler Steuerbasen, die Erhebung progressiver, um­
verteilender Steuern, die Erhebung von Steuern mit stabilisierender F\inktion 
und die Besteuerung räumlich sehr ungleich verteilter Steuerbasen weitgehend 
der oberen Ebene zu; der unteren Ebene bleiben nach dem Äquivalenzprinzip 
erhobene Steuern und Gebühren. 

Allen Empfehlungen zur vertikalen Kompetenzverteilung ist gemeinsam, 
daß sie im Kern auf die Beziehungen zwischen Steuerzahler /Steuerbasis und 
staatlicher Ebene/ Aufgabe abstellen. Während aber die Interdependenzen 
von Gebietskörperschaften ein und derselben Ebene aufgrund der Mobilität 
der Steuerbasen ausdrücklich berücksichtigt werden, werden in der Diskussi­
on der vertikalen Kompetenzverteilung die durch diese geschaffenen Interde­
pendenzen verschiedener staatlicher Ebenen weitgehend vernachlässigt. Eine 
Ausnahme davon ist die Theorie der ungebundenen oder gebundenen Zuwei­
sungen, die Wirkung und Zweckmäßigkeit korrigierender Eingriffe im Budget 
der Gebietskörperschaften der unteren Ebenen durch eine höhere Ebene be­
handelt . Aber auch in der Erfüllung ihrer originären Aufgaben gegenüber den 
Staatsbürgern beeinflussen sich verschiedene staatliche Ebenen gegenseitig. 
Da in einer Föderation jeder Bürger zugleich der unmittelbaren Staatsgewalt 
mehrerer Gebietskörperschaften unterliegt (Tresch (1981), S. 564], werden die 
wirtschaftlichen Transaktionen simultan von mehreren staatlichen Ebenen re­
guliert bzw. beeinflußt. Das hat aber wieder zur Folge, daß vermittelt durch 
die wirtschaftlichen Handlungen der Wirtschaftssubjekte die verschiedenen 
staatlichen Ebenen einander beeinflussen. Auf diesen Umstand haben auf dem 
Gebiet der Besteuerung vor allem Flowers (1988), Keen (1995) und Dahlby 
(1996) hingewiesen. Jede Änderung eines Steuersatzes wird nicht nur das 
Steueraufkommen der Ebene verändern, der der Steuerertrag der betreffen­
den Steuer zufließt, sondern auch die Höhe der Steuerbemessungsgrundlage 
und damit das Steueraufkommen solcher Steuern, über die andere Ebenen die 
Ertragshoheit haben. 

Die vertikale Verteilung der Staatsaufgaben kann nicht ohne die Begut­
achtung der wechselseitigen fiskalischen Abhängigkeiten, die durch jede spe­
zifische Kompetenzzuweisung generiert werden, erfolgen. Nicht nur die ho­
rizontalen fiskalischen Interdependenzen zwischen Gebietskörperschaften auf 
derselben hierarchischen Stufe, sondern darüber hinaus auch die wechselseiti­
gen vertikalen fiskalischen Abhängigkeiten von unterschiedlichen Ebenen sind 
dabei zu berücksichtigen. Das Ziel dieser Studie ist es, den fiskalischen Födera­
lismus, also jenen öffentlichen Sektor mit zwei oder mehr staatlichen Ebenen, 
die mit Entscheidungskompetenzen ausgestattet sind (Oates (1994), S. 127], 
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in Hinblick auf die Rolle der horizontalen und insbesondere der vertikalen 
fiskalischen Interdependenzen zu analysieren. 

Die Konsequenzen fiskalischer Interdependenzen hängen wesentlich davon 
ab, wie stark die Entscheidungen, die von den politischen Akteuren der diver­
sen Gebietskörperschaften getroffen werden, von den Gegebenheiten in bzw. 
den Vorgaben von anderen Gebietskörperschaften geprägt werden. Der Grad 
bzw. die Art der Autonomie jeder Gebietskörperschaft ist daher ein zentrales, 
bestimmendes Merkmal des fiskalischen Föderalismus. Je nachdem, ob damit 
nur die Existenz eines Entscheidungsspielraumes über den Einsatz finanzpoli­
tischer Instrumente gegeben ist, oder ob Autonomie auch die Unabhängigkeit 
von finanzpolitischen Entscheidungen anderer Gebietskörperschaften umfaßt, 
ergeben sich andere Implikationen finanzpolitischer Interdependenzen. In der 
späteren Analyse wird diesem Umstand durch die Betrachtung unterschied­
licher Informations- bzw. Zeitstrukturen in den Entscheidungsprozessen der 
Gebietskörperschaften Rechnung getragen. 

Sofern aber nicht sämtliche Entscheidungen von einer staatlichen Stelle 
getroffen werden, sind fiskalische Interdependenzen mit fiskalischen Exter­
nalitäten verbunden. Mit diesem zentralen Terminus der vorliegenden Stu­
die werden Auswirkungen finanzpolitischer Maßnahmen einer Gebietskör­
perschaft auf andere Gebietskörperschaften bzw. das Wohlbefinden von Indi­
viduen bezeichnet, die (auch) dem Hoheitsgebiet anderer Gebietskörperschaf­
ten zugehören, sofern diese Konsequenzen vom Entscheidungsträger nicht 
adäquat berücksichtigt werden. Je höher c.p. der Grad der Autonomie bzw. je 
stärker c.p. die wirtschaftlichen Verflechtungen sind, desto eher ist mit fiskali­
schen Externalitäten zu rechnen. Neben horizontalen Externalitäten treten in 
Mehr-Ebenen-Staaten auch vertikale Externalitäten auf, also Auswirkungen 
finanzpolitischer Maßnahmen auf Gebietskörperschaften einer anderen hierar­
chischen Stufe. Benefit spillovers staatlich bereitgestellter Güter und Steuer­
export sind beispielsweise Formen horizontaler fiskalischer Externalitäten. Ge­
genseitige Abhängigkeiten der Steuerbasen zweier Gebietskörperschaften und 
ihrer Steuersätze können horizontale oder vertikale Externalitäten auslösen, 
in Abhängigkeit davon, ob die Gebietskörperschaften der gleichen staatlichen 
Ebene oder unterschiedlichen Ebenen angehören. Diese Arbeit zielt auf die 
Untersuchung gerade der vertikalen Form der fiskalischen Externalitäten ab, 
und ihre zentralen Fragestellungen lauten: 

Welche Auswirkungen haben horizontale und vor allem vertikale fiskalische 
Externalitäten auf finanzpolitische Entscheidungen im fiskalischen Födera­
lismus, und durch welche Maßnahmen kann die Allokation ausgehend vom 
Gleichgewicht effizienzsteigernd korrigiert werden? Sind Mehr-Ebenen-Staa­
ten zu begrüßen oder nicht? Welche Implikationen ergeben sich aus der Exi­
stenz vertikaler fiskalischer Externalitäten für die vertikale Kompetenzvertei­
lung? 
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Im Hinblick auf korrigierende Maßnahmen beschränkt sich die Arbeit in 
weiten Teilen auf eine im mathematischen Sinne lokale Politikreformanalyse. 
Da der unmittelbare Vergleich des Gleichgewichtes im föderalen Staat und des 
Optimums oft nicht möglich ist, werden kleine Abweichungen vom Gleichge­
wicht auf ihre Vorteilhaftigkeit hin untersucht. Wie es in der analytischen 
finanzwissenschaftlichen Literatur zur Dezentralisierung schon Tradition ist, 
werden die inhärenten Vorteile der Dezentralisierung ignoriert. Vielmehr kon­
zentriert sich die Arbeit auf die potentiellen Nachteile, indem sie fragt, ob es 
bei dezentraler Entscheidungsfindung gelingt, die von einem zentralen poli­
tischen Planer realisierte Allokation zu erreichen, bzw. wie es möglich wäre, 
dieser näher zu kommen. 

Da es sich um eine theoretische Studie handelt, wird in vielfältiger Wei­
se von institutionellen Details abstrahiert. Dies hat einerseits den Nachteil, 
daß potentielle Fehlallokationen in existierenden Föderationen, wie Deutsch­
land, der Schweiz, den USA, Kanada etc. nur sehr vage beschrieben werden 
können. Die theoretische Ausrichtung bietet aber den Vorzug, daß sie zentrale 
Zusammenhänge aufdeckt, die bei der Reform existierender Staaten bzw. der 
Gestaltung der Finanzverfassung in neuzubildenden Föderationen berücksich­
tigt werden können. Gerade in der Gestaltung der Europäischen Union sollten 
die vertikalen Interdependenzen zwischen Regionen und Nationalstaaten und 
zwischen Nationalstaaten und europäischer Ebene nicht vernachlässigt wer­
den. 

Die weitere Untersuchung der fiskalischen Externalitäten erfolgt in sieben 
Kapiteln. Im zweiten Kapitel werden die zentralen Begriffe und Konzepte 
vorgestellt, die sowohl die Diskussion des fiskalischen Föderalismus prägen 
als auch diese Studie beherrschen. Zunächst werden die grundlegenden Ele­
mente der Finanzverfassung eines föderalen Staates und der Dezentralisierung 
von Staatsaufgaben erörtert. Daran schließt sich eine Diskussion des zentralen 
Begriffes der vorliegenden Studie, der fiskalischen Externalität, an. Der Ab­
schnitt umfaßt neben einer Genesis des Begriffes insbesondere eine Taxonomie 
dieses Konzeptes. Die somit entwickelten Kategorien erleichtern später erheb­
lich die Einordnung und Erklärung ineffizienter Finanzpolitiken im föderalen 
Staat. Das Kapitel schließt mit einer Diskussion der Regierungsziele im föde­
rativen Staat. Dieser Abschnitt dient zudem dazu, die Beschränkung der wei­
teren Analyse auf einerseits wohlfahrtsmaximierende Regierungen bzw. an­
dererseits überschußmaximierende Leviathan-Regierungen, die im folgenden 
jeweils einer separaten Untersuchung unterzogen werden, zu rechtfertigen. 

Das zentrale theoretische Modell dieser Studie wird im ersten Abschnitt 
des dritten Kapitels entwickelt. Zu großen Teilen bezieht sich die spätere 
Analyse auf die hier entwickelten Modellkomponenten. Im zweiten und drit­
ten Abschnitt des dritten Kapitels wird zunächst für den Leviathan-Staat 
und anschließend für die von wohlfahrtsmaximierenden Regierungen gelei­
tete Föderation die allgemeine Natur fiskalischer Externalitäten untersucht. 
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Diese Analyse beginnt jeweils mit der Charakterisierung der Politik, die ein 
zentraler politischer Planer gewählt hätte (entweder der alles beherrschende 
Leviathan oder der umfassende Wohlfahrtsmaximierer). Diese Politik ist im 
weiteren jeweils der Referenzfall der dezentral bestimmten Politik. An diesen 
Abschnitt schließt sich die Betrachtung des Gleichgewichtes an, das sich bei 
simultanen Entscheidungen der Gebietskörperschaften aller staatlicher Ebe­
nen ergibt. Aufgrund der herausragenden Stellung der zentralen Ebene wird 
im Anschluß auch das Gleichgewicht analysiert, das aus einer Entscheidungs­
sequenz folgt, die es der oberen Ebene erlaubt, zuerst zu ziehen. Bei sequen­
tiellen und noch mehr bei simultanen Entscheidungen ergeben sich vielfältige 
Quellen ineffizienter dezentraler Entscheidungen, die auf der Basis der im 
zweiten Kapitel entwickelten Taxonomie der fiskalischen Externalitäten in­
terpretiert werden. Aufgrund der Vielschichtigkeit potentieller Ineffizienzen 
lassen sich aus der Politikreformanalyse in keinem Fall bereits eindeutige 
Schlußfolgerungen hinsichtlich solcher Maßnahmen ziehen, die einen höheren 
Zielerreichungsgrad der Regierungen erlauben würden. Der Absclmitt über 
die wohlfahrtsmaximierenden Regierungen enthält zudem einen Teil, der die 
besondere Natur fiskalischer Externalitäten in diesem Fall beleuchtet, in dem 
der zentrale politische Planer und die zentrale politische Ebene im föderalen 
Staat zwar dieselben Ziele verfolgen, nicht aber über dieselben Instrumente 
verfügen bzw. denselben Weitblick aufweisen. 

Das vierte Kapitel ist einem interessanten Spezialfall vertikaler Interdepen­
denzen gewidmet, dem in der Literatur bisher die meiste Aufmerksamkeit ge­
schenkt wurde und der auch die Grundlage der weiteren Ausführungen dieser 
Studie darstellt. Es wird die vertikale Übereinstimmung von Steuerbasen (Tax 
base overlap) untersucht, die dann vorliegt, wenn mehrere staatliche Ebenen 
auf die gleiche Steuerbasis zugreifen. Die Beschränkung auf diese Konstella­
tion ist zum einen mit der Klarheit der dadurch bedingten Struktur und zum 
anderen mit der empirischen Relevanz für Föderationen wie die Schweiz, die 
USA und Kanada {bei der persönlichen Einkommensteuer, der Körperschaft­
steuer u.v.m.) zu rechtfertigen [vgl. Mennel und Förster {1997)]. Auch in 
Deutschland wird derzeit etwa mit der Gewerbeertragsteuer und der Körper­
schaftsteuer von unterschiedlichen Ebenen auf ähnliche Steuerbasen zugegrif­
fen. Zudem ist zu prüfen, ob vertikal gleiche Steuerbasen für Deutschland oder 
gar für die Europäische Union eine bedenkenswerte Option für die Zukunft 
darstellen. Wenn die obere und die untere staatliche Ebene dieselbe Steuer­
basis besteuern, dann besteht die Gefahr, daß auf dem fallenden Ast der heu­
te unter dem Namen Laffer-Kurve bekannten Steuersatz-Steueraufkommens­
Kurve besteuert wird, wenn jede Gebietskörperschaft vernachlässigt, daß die 
Anhebung ihres Steuersatzes gleichzeitig die Steuerbasis der Gebietskörper­
schaft auf der anderen Ebene senkt [Flowers {1988), Keen {1995), Dahlby 
(1996), Wrede (1996b)]. In dieser Studie wird die Tatsache, daß das Steuerauf­
kommen zunächst mit dem Steuersatz steigt, bei hohen Steuersätzen jedoch 
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sinkt, durch den heute gebräuchlichen Terminus 'Laffer-Kurve' erfaßt, obwohl 
dieser Zusammenhang bereits in vergangenen Jahrhunderten von führenden 
Ökonomen (David Hume, Adam Smith) gesehen wurde. Da bereits Jonathan 
Swift Anfang des achtzehnten Jahrhunderts auf dieses Phänomen verwiesen 
hatte (vgl. Bartlett (1992)], ist in der deutschsprachigen Literatur auch vom 
'Swiftschen Steuereinmaleins' die Rede. 

bas vierte Kapitel befaßt sich weitgehend mit der Frage, unter welchen 
Umständen im Leviathan-Staat bzw. unter wohlfahrtsmaximierenden Regie­
rungen tatsächlich mit dem Laffer-Paradox zu rechnen ist . Die Untersuchung 
beinhaltet vor allem die Analyse des Einflusses horizontaler Interdependenzen 
auf diesen durch vertikale fiskalische Externalitäten bedingten Effekt. Es wird 
zudem untersucht, ob bei Ausgaben, die einen m1mittelbaren Einfluß auf die 
Steuerbasis anderer staatlicher Ebenen haben, ein entsprechendes Resultat 
auftreten kann. Zu diesem Zweck wird auch hinsichtlich der Ausgaben oft 
auf einen Spezialfall Bezug genommen: den der perfekten Substitute. Wenn 
die von der unteren und der oberen Ebene angebotenen (lokalen) öffentli­
chen Güter vollkommene Substitute darstellen, dann folgt daraus eine gewis­
se Symmetrie in den vertikalen Interdependenzen, die die formale Analyse 
erheblich vereinfacht. In einem Teilabschnitt über den Leviathan-Staat wird 
außerdem der Sensitivität des Laffer-Paradox hinsichtlich der vertikalen Steu­
erzuweisung nachgegangen. Es zeigt sich, daß sich die Resultate qualitativ 
nicht verändern, wenn die Steuerschuld gegenüber der zentralen politischen 
Ebene bei der Festlegung der Steuerschuld gegenüber der unteren politischen 
Ebene von der Steuerbemessungsgrundlage abgezogen werden kann. 

Schließlich wird im vierten Kapitel mit dem Kapitalsteuerwettbewerb in 
einem föderalen Staat ein wichtiges Anwendungsbeispiel diskutiert . Die an 
dieser Stelle eingeführte Variante des klassischen Modells von Zodrow und 
Mieszkowski (1986) wird im Kapitel 6 noch weiter verwendet werden. 

Im fünften Kapitel wird analysiert, wie sensitiv die Resultate des voran­
gegangenen Kapitels auf Modifikationen der Reaktionsweise der Steuerbasis 
bei interregionalen Steuersatzdifferenzen reagieren. Während in allen anderen 
Abschnitten der Studie unterstellt wird, daß die Anhebung des Steuersatzes in 
einer Region nur zu einer partiellen Abwanderung der Steuerbasis führt, wird 
in diesem Kapitel angenommen, daß jede minimale Differenz in den regiona­
len Steuersätzen sofort die Verlagerung der kompletten Steuerbasis nach sich 
zieht. Es erweist sich, daß die Resultate sehr sensitiv auf diese Modifikation 
reagieren. Die Existenz einer zweiten Ebene wirkt in diesem Fall einerseits 
stabilisierend und sichert andererseits unter einer Reihe von Umständen das 
Erreichen des zentral geplanten Optimums. 

Während die Kapitel 3 und 4 sich ausschließlich mit den fiskalischen Inter­
dependenzen innerhalb einer einzelnen Föderation auseinandersetzen, befaßt 
sich das sechste Kapitel mit den Implikationen, die sich aus simultanen In­
terdependenzen innerhalb von Föderationen und zwischen Föderationen er-
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geben. Der Wettbewerb zwischen föderalen Staaten ist dadurch gekennzeich­
net, daß wechselseitige Abhängigkeiten nicht nur zwischen den Gebietskörper­
schaften der unteren Ebene und zwischen den staatlichen Ebenen innerhalb 
eines Staates, sondern auch zwischen den Gebietskörperschaften gleicher und 
unterschiedlicher Ebenen verschiedener Staaten auftreten. Das impliziert, daß 
auch die obere Ebene jedes Staates in einer Art horizontalem Wettbewerb 
steht. Erneut wird auf den Fall vertikal identischer Steuerbasen rekurriert. 
Die internationalen horizontalen Externalitäten wirken den (vertikalen) na­
tionalen Externalitäten entgegen und bewirken, daß zumindest in internatio­
naler Sicht die Steuern im Gleichgewicht keineswegs auf dem fallenden Ast 
der Laffer-Kurve liegen müssen. Die Verhältnisse in Föderationen mit wohl­
fahrtsmaximierenden Regierungen werden weitgehend anhand des im Kapitel 
4 diskutierten Modells des Kapitalsteuerwettbewerbes analysiert. Dieses Mo­
dell erlaubt es unter bestimmten Umständen sogar, nicht nur eine Politikre­
formanalyse ausgehend vom Gleichgewicht dezentraler Entscheidungsfindung 
durchzuführen, sondern unmittelbar Gleichgewicht und Optimum miteinan­
der zu vergleichen. 

Das siebte Kapitel kehrt zur geschlossenen Volkswirtschaft mit föderalen 
Strukturen zurück und konzentriert sich auf Föderationen mit wohlfahrtsma­
ximierenden Regierungen. In diesem Kapitel werden die Implikationen fiska­
lischer Externalitäten für die in der Finanzverfassung föderaler Staaten ver­
ankerte vertikale Kompetenzverteilung diskutiert . Der erste Abschnitt befaßt 
sich mit der Möglichkeit, durch zweckgebundene Zuweisungen an die unte­
re und die obere Ebene fiskalische Externalitäten zu internalisieren und da­
durch ineffiziente Allokationen zu vermeiden. Die folgenden Abschnitte neh­
men die Besteuerung des Güterkonsums zum Anlaß, verschiedene Varianten 
der vertikalen Trennung von Kompetenzen zu untersuchen. Diese Abschnitte 
beschränken sich vollständig auf vertikale Externalitäten, indem sie sämtli­
che horizontalen Interdependenzen außer acht lassen. Im zweiten Abschnitt 
wird das gebundene Trennsystem der Besteuerung dem freien Trennsystem 
(Konkurrenzsystem) gegenübergestellt. Es zeigt sich, daß unter bestimmten, 
allerdings wenig realistischen Umständen die vertikale Trennung der Steuer­
basen wohlfahrtsmaximierende Regierungen zu einer effizienten zweitbesten 
Besteuerung anhält . Anschließend werden im dritten Abschnitt des siebten 
Kapitels die Implikationen der vertikalen Trennung von Ausgaben- und Ein­
nahmenkompetenz analysiert. Dieser Abschnitt soll insbesondere der gerin­
gen Autonomie der Länderebene Deutschlands in der Besteuerung Rechnung 
tragen, die in jüngerer Zeit vom Wissenschaftlichen Beirat beim Bundesmi­
nisterium der Finanzen (1992) kritisiert wurde. 

Die Studie schließt mit einem Resümee, in dem die wesentlichen Resulta­
te dieser Arbeit zusammengetragen und auf ihre finanzpolitische bzw. ver­
fassungspolitische Bedeutung hin ausgewertet werden. Die Resultate werden 
vor allem daraufhin untersucht, welche inhärenten Vor- und Nachteile ein 
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Kooperation, 70, 78, 117, 173 
Optimum, 179, 190 
unendliche Elastizität, 153 
zentralstaatliches Optimum, 62, 

113, 128, 199, 217 

Zentralisierung, 14 
Zuweisungen, 197 

vertikale, 210 
zweckgebundene, 199 

Zuweisungssystem, 20 
Zweckbindung, 96 
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